
RECHT
DER UMWELT

www.manz.at/rdu

RdU

Schriftleitung + Redaktion Ferdinand Kerschner
RedaktionWilhelm Bergthaler, Eva Schulev-Steindl
StändigeMitarbeiter W. Berger,M. Bydlinski, D. Ennöckl, B.-C. Funk, D. Hinterwirth,

W. Hochreiter, P. Jabornegg, V. Madner, F. Oberleitner, B. Raschauer,
N. Raschauer, P. Sander, J. Stabentheiner, E. Wagner, R. Weiß Oktober 2013 05

Beiträge

Grundinanspruchnahme privater Liegenschaften für
Schutzmaßnahmen und Überflutungsflächen Erika Wagner £ 181

Staatsziel Tierschutz Jens Budischowsky £ 191

Neu: Aus der Werkstatt der Umweltanwaltschaften

Stellungnahme zum Umsetzungs-
bericht zur Aarhus-Konvention
Österreichische Umweltanwaltschaften £ 196

Beilage Umwelt & Technik

Organe der öffentlichen Aufsicht im Umweltrecht
Kerstin Gotthard £ 54

Aktuelles Umweltrecht

Gesetzes- bzw Verordnungsbeschwerde beim VfGH £ 201

BVT statt Stand der Technik in der GewO £ 202

Leitsätze

Schwerpunkte Forst- und Naturschutzrecht £ 207

Rechtsprechung

Prozesskostenhilfe und Umweltrecht, EuGH klärt Kriterium
„nicht übermäßig teuer“ Teresa Weber £ 210

Photovoltaikanlage: VwGH lehnt baurechtlichen
Immissionsschutz ab Bernhard Mittermüller £ 213

Nachträgliche Änderung bei UVP-Abnahmeprüfung,
VwGH gewährt Parteiengehör Lorenz E. Riegler £ 216

ISSN 1022-9442 Verlagspostamt 1010 Wien, Erscheinungsort Wien, Postentgelt bar bezahlt

177 – 220

Mit neuer
Rubrik!



Schnell und aktuell Nicolas Raschauer und Peter Sander

RdU 2013/108

Judikatur

Murkraftwerk Graz genehmigt
Der US hat mit seiner vielbeachteten E v 26. 8. 2013, US 3A/2012/
19–51 das Murkraftwerk Graz genehmigt.1) Die E ist über den An-
lassfall hinaus von Bedeutung, enthält sie doch als eine der ersten E
grundsätzliche Ausführungen zum Verhältnis von Wasserrecht
(insb § 104a WRG) und Energieversorgung zum Artenschutz.
Überhaupt ist dem US kurz vor seiner „Pensionierung“ für diese
E ein großes Lob auszusprechen, umfasst sie doch „nur“ 66 Seiten
und konzentriert sich auf den Verfahrensgegenstand und das Pro-
jekt selbst – eine vor lauter energiepolitischen und -wirtschaftlichen
Argumenten va in erstinstanzlichen Verfahren zur Genehmigung
von der Energieerzeugung oder -weiterleitung dienenden Vorha-
ben in den letzten Jahren schon fast vergessene Tugend. Erfri-
schend deutlich ist auch ein Exkurs zu den öffentlichen Interessen
und der Interessenabwägung ausgefallen, der ua auch klarstellt,
dass das UVP-G keine Bedarfsprüfung kennt. Wünschenswert
wäre, dass diese Deutlichkeit und Prägnanz künftig vom BVwG
fortgesetzt wird.

EuGH zu Art 2 Abs 2 UIRL
Mit U v 18. 7. 2013, C-515/11, Deutsche Umwelthilfe hat der EuGH
klargestellt, dass Art 2 Nr 2 S 2 der RL 2003/4/EG die MS nicht
dazu ermächtigt, den Zugang Einzelner zu Umweltinformationen
zu verweigern, wenn Ministerien Recht ausarbeiten und setzen,
das im Rang unter einem Gesetz steht. Die E ist insb hinsichtlich
der Erlassung von RechtsV von Bedeutung.2)

Sammelsysteme gem AWG
VwGH 27. 6. 2013, 2011/07/0191 hat zu Sammelsystemen gem § 2
Abs 8 Z 5 AWG klargestellt, dass die Aufhebung oder Einschrän-
kung einer Genehmigung (§ 31 Abs 2 Z 5 AWG) in Form eines
B zu erfolgen habe. Dem hat ein ordentliches Ermittlungsverfahren
gem AVG voranzugehen. Die Einschränkung der Genehmigung,
mag sie auch mündlich erfolgen, hat nicht in Form eines AuvBZ
zu erfolgen. Dies ungeachtet dessen, dass im Anlassfall eine verwal-
tungsstrafrechtliche Sanktion angedroht wurde (kein umittelbarer
Zwang iSd Art 129a Abs 1 Z 2 B-VG).3)

Legistik

Änderung AEV Eisen-Metallindustrie und AEV Glasindustrie
Die Umsetzung der IE-RL wirft nun auch auf V-Ebene ihre Schat-
ten voraus . . .

Der BMLFUW hat vor kurzem den Entwurf zur Änderung der
V über die Begrenzung von Abwasseremissionen aus der Aufberei-
tung, Veredelung und Weiterverarbeitung von Eisenerzen sowie
aus der Eisen- und Stahlherstellung und -verarbeitung (AEV Ei-
sen-Metallindustrie, BGBl II 1997/345) und der V über die Begren-
zung von Abwasseremissionen aus der Herstellung und Verarbei-
tung von Glas und künstlichen Mineralfasern (AEV Glasindustrie,

BGBl 1995/888) –Umsetzung der Vorgaben der BVT-Schlussfolge-
rungen – zur Begutachtung ausgesendet.

Nur elektronisches EU-ABl verbindlich
Aufgrund v Art 1 Abs 2 VO (EU) 216/2013 besitzt nur die elektro-
nische Fassung des EU-ABl seit dem 1. 7. 2013 (Art 5 der VO)
Echtheit und entfaltet Rechtswirkung (nur diese Fassung ist daher
verbindlich).4)

Neue Abfallende-VO
Nach der europäischen Bruchglas-Abfallende-VO und der österr
Recyclingholz-V gibt es wieder eine neue Abfallende-VO: Am
25. 7. ist die Abfallende-VO der EU über Kupferschrott (VO
[EU] 715/2003) kundgemacht worden.

Nach einem ähnlichen System wie auch die Bruchglas-Abfall-
ende-VO regelt sie nunmehr europaweit einheitlich das Abfallende
für Kupferschrott, das dann nicht mehr als Abfall angesehen wird,
wenn bestimmte Kriterien iZm der Behandlung eingehalten wer-
den und der Erzeuger eine Konformitätserklärung erstellt hat.
Die Kupferschrott-Abfallende-VO gilt ab dem 1. 1. 2014.5)

Weiteres

Außenbeziehungen der EU
Der Rat hat am 15. 7. 2013 beschlossen, mehrere MS (ua ROM, Cz)
zu ermächtigen, das Protokoll zur Änderung des Wr Übk v
21. 5. 1963 über die zivilrechtliche Haftung für nukleare Schäden
zu ratifizieren oder ihm beizutreten und eine Erklärung über die
Anwendung des Unionsrechts abzugeben (B 2013/434/EU).

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Pe-
ter Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at; einen Web-
blog, der Entwicklungen und Erkenntnisse tages-
aktuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen

lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Pra-
xis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum
Umweltrecht.

1) Umweltrechtsblog.at v 3. 9. 2013 (Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 30. 7. 2013 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 14. 8. 2013 (Raschauer).
4) Umweltrechtsblog.at v 29. 8. 2013 (Raschauer).
5) Umweltrechtsblog.at v 26. 7. 2013 (Sander).
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